Medienkonferenz vom 30. August 2011
Mit Rentengarantie Vertrauen schaffen
Massgeblich zur Vertrauenskrise beigetragen haben die von der Politik angestrebten massiven Rentenkürzungen. Diese wären die Folge einer überstürzten und unabgefederten Senkung des Umwandlungssatzes gewesen. Wenn jetzt erneut Forderungen nach einer Reduktion des Umwandlungssatzes laut werden, ist für Travail.Suisse klar: Es wird keine Senkung des Umwandlungssatzes geben ohne Sicherung der Rentenhöhe. Zudem müssen weitere vertrauensbildende Massnahmen ergriffen werden. 
Matthias Kuert Killer, Leiter Sozialpolitik, Travail.Suisse

Die massive Ablehnung der Senkung des Umwandlungssatzes im letzten Jahr war Ausdruck einer Vertrauenskrise. Die Bevölkerung goutierte den leichtsinnigen Umgang von Bundesrat, Parlament und Experten mit der von den Sozialpartnern geprägten und für die Arbeitnehmenden wichtigen Rente der beruflichen Vorsorge nicht. Zu Recht versteht die Bevölkerung nicht, wenn gleichzeitig Milliardenüberschüsse geschrieben werden und Renten gesenkt werden sollen. Wenn nun erste Stimmen bereits wieder eine Senkung des Umwandlungssatzes fordern, ist für Travail.Suisse klar, dass auf eine solche Diskussion nur eingetreten werden kann, wenn unter anderem die Rentenhöhe für die versicherten Arbeitnehmenden garantiert wird. 
Keine Senkung des Umwandlungssatzes ohne flankierende Massnahmen

Der Tenor der Bevölkerung ist klar: Rentensenkungen sind für kleine und mittlere Einkommen nicht verkraftbar und sozialpolitisch unverantwortlich. Wenn das gleiche Alterskapital innert weniger Jahre plötzlich zu massiv tieferen Renten führt, kann dies auch bei einer vorausschauenden Lebensplanung nicht mehr korrigiert werden. Rentensenkungen führen deshalb zu einem gefährlichen Vertrauensverlust in die zweite Säule. Das berechtigte Anliegen der Rentensicherheit muss deshalb bei weiteren Reformen des BVG berücksichtigt werden. Soll über den Umwandlungssatz diskutiert werden, führt für Travail.Suisse deshalb kein Weg an umfassenden flankierenden Massnahmen vorbei. Es müssen sowohl jüngere wie auch ältere Arbeitnehmende vor Rentensenkungen geschützt werden. Dafür braucht es eine Kombination von Massnahmen.
Langfristig: Senkung des Koordinationsabzuges im Vordergrund
Für Travail.Suisse steht dabei eine weitere Senkung des Koordinationsabzuges im Vordergrund: Der versicherte Lohn ergibt sich durch den effektiven Lohn abzüglich eines Koordinationsabzuges von heute rund 24‘000 Franken.
 Für kleine und mittlere Einkommen ist der Abzug proportional überdurchschnittlich gross, verringert den versicherten Verdienst und damit die spätere Rente. Bestraft werden damit auch Arbeitnehmende, welche Teilzeit arbeiten. Mit einer generellen Senkung des Koordinationsabzuges können der versicherte Verdienst und die spätere Rente erhöht werden. Für jüngere Arbeitnehmende kompensiert eine solche Senkung die Rentenverluste, welche durch eine Reduktion des Umwandlungssatzes entstehen. Eine Senkung des Koordinationsabzuges ist auch gesellschaftspolitisch und demografisch sinnvoll. Teilzeitarbeit, welche künftig zur Nutzung des Arbeitskräftepotenzials immer wichtiger wird, wird nicht mehr bestraft. Travail.Suisse fordert zur besseren Förderung der Teilzeitarbeit noch einen weiter gehenden Schritt, nämlich die Einführung eines proportional zum Beschäftigungsgrad reduzierten Koordinationsabzuges. 
Kurzfristig: Ausgleich über Bundesgelder
Für ältere Arbeitnehmende bleibt die Wirkung der Senkung des Koordinationsabzuges klein. Die Zeit reicht nicht, um die drohenden Rentenverluste alleine damit zu kompensieren. Es braucht somit zusätzlich kurzfristiger wirksame Massnahmen. Travail.Suisse fordert deshalb für alle Arbeitnehmenden, welche von einer Senkung des Umwandlungssatzes betroffen sind, einen Zuschlag auf ihrer künftigen Rente, welcher den erlittenen Rentenverlust kompensiert. Der Zuschlag soll vom Bund finanziert, technisch über die AHV abgewickelt und direkt den Betroffenen ausbezahlt werden. Der Zuschlag ist unbefristet und entsprechend grösser, je näher die Arbeitnehmenden vor dem Renteneintritt stehen. Für die jüngeren Jahrgänge wird er immer kleiner und läuft für diejenigen Arbeitnehmenden aus, für welche die Senkung des Koordinationsabzuges alleine den Rentenverlust kompensiert. 

Berücksichtigung der tieferen Lebenserwartung der kleinen Einkommen

Zudem darf der Umwandlungssatz nicht generell gesenkt werden. Es ist zu berücksichtigen, dass Personen mit tiefem Lohn auch eine tiefere Lebenserwartung haben. Es muss vermieden werden, dass Arbeitnehmende mit tiefen Einkommen und tiefer Lebenserwartung Arbeitnehmende mit hohen Einkommen und hoher Lebenserwartung finanzieren. Der Bund muss die hierfür notwendigen Grundlagen erstellen. Travail.Suisse fordert, dass die Erkennt-nisse der zurzeit laufenden Nationalfonds-Studie zur differenziellen Lebenserwartung hierbei berücksichtigt werden.
Vermögensverwaltungskosten senken
Gemäss einer neuen Studie werden fast 4 Mrd. Franken jährlich für die Vermögensverwaltung in der zweiten Säule ausgegeben. Bisher war in der Statistik nur etwa ein Viertel dieser Kosten sichtbar. Das zeigt, dass die Finanzindustrie kräftig mitverdient. Je komplizierter ein Finanzprodukt aufgebaut ist, desto grössere versteckte Kosten sind darin enthalten. Das schmälert die Nettorendite der Pensionskassen. Der Bund muss in Zukunft dafür sorgen, dass nur noch in Finanzprodukte investiert werden darf, deren administrative Kosten und Gebühren klar ausgewiesen sind. 

Ombudsstelle für die zweite Säule einführen

Das Geschäft der 2. Säule ist sehr kompliziert geworden. Das erhöht die Zahl der möglichen Konflikt- und Streitfälle. Anders als im Bereich der Krankenversicherung fehlt im Bereich der 2. Säule eine zentrale und unabhängige Ombuds- und Beschwerdestelle. Eine solche Stelle hört die Versicherten an und prüft neutral und objektiv, welche Rechte und Ansprüche ihnen zustehen. Sie räumt Missverständnisse aus und wirkt auf eine faire Konfliktlösung hin. Mit der Prüfung, Beratung, Vermittlung und mit Empfehlungen an Kassen oder Versicherte, kann eine Ombudsstelle helfen zu verhindern, dass immer häufiger der Rechtsweg beschritten wird. Die Ombudsstelle wirkt dem Gefühl der Versicherten entgegen, der „Maschinerie“ der 2. Säule ausgeliefert zu sein. Heute kennt man auch im Bereich der Privatversicherungen und der Suva eine Ombudsstelle. Travail.Suisse regt an, auch für die zweite Säule eine entsprechende Stelle zu schaffen.
� Der Koordinationsabzug beträgt 7/8 einer maximalen einfachen AHV-Rente, zur Zeit genau 24‘360.-





